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ALCA und ihre Gegner 
In Lateinamerika formiert sich ein soziales Bündnis gegen 
das Projekt der gesamtamerikanischen Freihandelszone 
 
Knut Henkel  
 
Die Panamerikanische Freihandelszone, nach den spanischen Anfangsbuchstaben kurz ALCA genannt, soll 
spätestens Ende 2005 Realität werden. Doch ein den Kontinent umspannendes Netzwerk hat sich zum Ziel 
gesetzt, den von den USA gewünschten gemeinsamen Markt von Alaska bis Feuerland zu verhindern. Dabei 
verheißt das Projekt einer gesamtamerikanischen Freihandelszone den Ländern Süd- und Mittelamerikas 
viel Gutes: Die Wohlstandskluft zwischen dem reichen Norden und dem zumeist armen Süden soll mit dem 
gemeinsamen Markt überwunden werden, so die Verfechter des Projekts. Exakt mit denselben Argumenten 
wurden bereits zu Beginn der 90er Jahre die mexikanischen Verantwortlichen „geködert“ als es darum 
ging, die Nordamerikanische Freihandelszone (NAFTA), die die USA, Kanada und Mexiko umfasst, zu 
gründen. Ein Grund, weshalb unter kritischen sozialen wie politischen Organisation das mexikanische Bei-
spiel nach neun Jahren NAFTA auch eine gewichtige Rolle in der Diskussion über die Risiken der ALCA 
spielt. Viele dieser Organisationen haben sich zu einem Netzwerk, der so genannten Alianza Social Conti-
nental (ASC), zusammengeschlossen. Ziel ist es, nicht nur die panamerikanische Freihandelszone zu ver-
hindern, sondern auch einen Gegenentwurf zu präsentieren, der die Lebensumstände der Bevölkerungs-
mehrheit verbessert. Dieses Vorhaben hat die Heinrich-Böll-Stiftung im Rahmen einer ALCA-Tagung im 
Juni dieses Jahres in Deutschland vorgestellt. 
 
1. Netzwerk gegen den zügellosen Freihandel  
Die vierte und letzte Verhandlungsphase der Área 
de Libre Comercio de las Américas (ALCA) läuft 
seit dem November letzten Jahres. Ziel ist es, die 
Verhandlungen Anfang 2005 abzuschließen, um 
noch im gleichen Jahr mit der Umsetzung zu begin-
nen. Wesentliche Elemente des vorgesehenen AL-
CA-Vertragstextes stammen aus einem anderen 
Abkommen, dem Nordamerikanischen Freihandels-
abkommen (NAFTA); teilweise wurden sie eins zu 
eins übernommen. Zwei Seiten ein und derselben 
Medaille sind die beiden Verträge deshalb für Al-
berto Arroyo. Gerne spricht der mexikanische So-
ziologe von „NAFTAplus“, wenn er vor der pan-
amerikanischen Freihandelszone warnt. 
Der an der Autonomen Universität von Mexiko-
Stadt lehrende Sozialforscher ist einer der Initiatoren 
des Netzwerkes Alianza Social Continental (ASC), 
das in den letzten Jahren starken Zulauf verbuchen 
konnte. Die Geschäftsführerin der Heinrich-Böll-
Stiftung, Barbara Unmüßig, sprach in ihrer Rede 
zur Eröffnung der ersten Fachtagung zur ALCA in 
Deutschland Ende Juni von 45 Millionen Men-
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schen, die das Netzwerk und die ihm angehörenden 
Organisationen repräsentieren. Menschen, die in 
zahlreichen sozialen, gewerkschaftlichen und politi-
schen Organisationen arbeiten und für eine andere 
Wirtschaftsordnung eintreten. Eine derartige Alter-
native zur bestehenden Wirtschaftsordnung hat die 
Allianz in den letzten Jahren entwickelt. Auf Kon-
gressen, in Diskussionsforen auf wissenschaftlicher 
wie auf Graswurzelebene wurden Ideen gesammelt, 
ausgearbeitet, diskutiert und modifiziert. Daraus 
entstand im Laufe der Jahre die mittlerweile vierte 
Fassung der Alternativas Para Las Américas, der 
Alternativen für die Amerikas, an denen kontinuier-
lich weiter gearbeitet wird. 
Keimzelle der Allianz sind jene Organisationen 
aus den USA, Kanada und Mexiko, die die Diskussi-
on über und den Widerstand gegen NAFTA koordi-
nierten. Herausragende Akteure sind die Alliance for 
Responsible Trade (ART) in den USA und das me-
xikanische Netzwerk gegen Freihandel (RMALC, 
Red Mexicana de Acción frente al Libre Comercio), 
das als die bestorganisierte ALCA-Gegenbewegung 
in Lateinamerika gilt. RMALC, dem Arroyo ange-
hört, hat die Verhandlungen, die Implementierung 
und die Auswirkungen der nordamerikanischen Frei-
handelszone auf Mexiko verfolgt, analysiert und do-
kumentiert. Zahlreiche Studien wurden in den letzten 
Jahren – teilweise gemeinsam mit ART – veröffent-
licht; sie bilden ein wichtiges Fundament für die Öf-
fentlichkeitsarbeit gegen den ALCA-Verhandlungs-
prozess. Am mexikanischen Beispiel lässt sich rela-
tiv gut ablesen, was die Umsetzung der bisher be-
kannten ALCA-Vereinbarungen für die Staaten Mit-
tel- und Lateinamerikas sowie der Karibik bedeuten 
könnte, so Arroyo. 
Mit der zunehmenden Dynamik, die der ALCA-
Prozess ab 1994 auf Initiative der USA entfaltete, 
verlagerten ART wie RMALC ihre Aktivitäten ver-
stärkt auf das Thema der Verhandlungen über die 
Gründung einer panamerikanischen Freihandelszo-
ne und nahmen internationale Kontakte auf, um den 
Austausch über das zur Diskussion stehende Frei-
handelsabkommen anzuschieben. Im Zuge dieser 
Bemühungen kam 1997 in Belo Horizonte beim 
„Forum der Zivilgesellschaft“ die Idee auf, eine Al-
lianz zu gründen. Ein Jahr später, auf dem ersten 
„Treffen der Völker Amerikas“ in Santiago de Chi-
le, wurde aus der Idee Realität: die Alianza Social 
Continental wurde als übergeordnetes Netzwerk 
gegründet und brachte – basierend auf den Diskus-
sionen von Santiago de Chile – die erste Version 
der „Alternativen für die Amerikas“ heraus. Das 
Konzept wurde in den folgenden Jahren, parallel 
zur steigenden Anzahl von Mitgliedern überarbei-
tet, ergänzt und erweitert. 
Bemerkenswert ist dabei, dass das Netzwerk 
trotz der Aufnahme von großen, einflussreichen Ba-
sisorganisationen, wie der Rede Brasilera pela In-
tegração dos Povos (REBRIP) oder der Annähe-
rung an Kuba, wo im Januar 2004 das dritte hemi-
sphärische Treffen des Kampfes gegen die ALCA 
stattfinden soll, nicht vereinnahmt wurde. Die un-
terschiedlichen Akteure unter dem Alianza-Dach 
halten sich an die Spielregeln, und Gegensätze 
konnten moderiert werden. Das hat der Alianza 
weiteren Zulauf und den Alternativas einen zuneh-
menden Bekanntheitsgrad beschert. Dieser Trend 
soll in den kommenden Monaten, der heißen Phase 
der Verhandlungen, weiter verstärkt werden. Die 
Alternativas sollen in einfache Schaubilder über-
setzt werden. An die Herausgabe in Comicform und 
in kleinen Filmen ist ebenfalls gedacht, um die brei-
te Öffentlichkeit zwischen Alaska und Feuerland zu 
erreichen und gegen ein Abkommen zu mobilisie-
ren, dessen potentielle Auswirkungen sich in Mexi-
ko am besten studieren lassen.  
2. Mexiko – Erfolgsmodell für die 
Implementierung der ALCA? 
Mexiko wird von Gegnern wie Befürwortern der 
ALCA gerne als Beispiel herangezogen. Von den 
Befürwortern zumeist, weil es imposante Zahlen 
und Statistiken gibt, mit denen sich trefflich für die 
ALCA werben lässt. Oberflächlich betrachtet gibt 
es nämlich eine ganze Reihe von Zahlen, die für das 
Freihandelsprojekt sprechen. Mexikos Exporte ha-
ben sich in den neun Jahren seit der Unterzeichnung 
des Vertrages verdreifacht. Das Land hat sich vom 
Rohstoff- zum Fertigwarenexporteur gewandelt, 
und die nach Mexiko geflossenen Direktinvestitio-
nen belaufen sich auf die beeindruckende Summe 
von US$ 152 Mrd. Aus diesen Fakten lässt sich 
mühelos ein Mythos schaffen: der einer überaus er-
folgreichen Wirtschaft im Zuge der Einführung der 
Freihandelszone. Die, so die oftmals zu lesende 
pauschale Darstellung, sei quasi der Motor der 
Transformation Mexikos vom Primärgüter- zum 
Fertigwarenexporteur. 
Doch hinter den positiven Zahlen verbirgt sich 
ein zentrales Dilemma. Mexikos Ziel war es, zu ex-
portieren, um zu wachsen und Arbeitsplätze zu 
schaffen, so die Hoffnung der Verantwortlichen in 
Mexiko, die von den Partnern aus den Vereinigten 
Staaten und Kanada kräftig geschürt wurde. Doch 
trotz des Exportbooms ist das Wachstum der mexi-
kanischen Wirtschaft nur sehr verhalten und liegt 
bei durchschnittlich 0,96% pro Kopf. In der Realität 
hat die neoliberale Wirtschaftsstrategie, die dem 
NAFTA-Projekt zugrunde liegt, die niedrigste 
Wachstumsquote Mexikos im 20. Jahrhundert her-
vorgebracht. 
Den großen Arbeitsboom, eines der wichtigsten 
Argumente für NAFTA, hat es jedoch nicht in aus-
reichendem Maße gegeben. Zwar wurden rund acht 
Millionen neue Jobs in den neun Jahren seit Unter-
zeichnung des Vertrages geschaffen, aber der Be-
darf lag im gleichen Zeitraum bei knapp 13 Millio-
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nen. Zudem handelt es sich bei den neu entstande-
nen Jobs um solche ohne soziale Sicherheit, Ur-
laubsanspruch und Weihnachtsgeld. Dies sind Cha-
rakteristika der Arbeitsbedingungen im Maquila-
Sektor, dem breiten Gürtel von Montagebetrieben 
im Grenzgebiet zu den USA. Diese Arbeits-
bedingungen haben nunmehr auch in anderen Bran-
chen Einzug gehalten, kritisieren die RMALC-
Spezialisten. 
Den geschaffenen Jobs steht jedoch die Vernich-
tung von Arbeitsplätzen in verschiedenen Wirt-
schaftssektoren des Landes gegenüber. So sind offi-
ziellen Statistiken zufolge in der Landwirtschaft, 
die sich in vielen Sektoren gegenüber der Konkur-
renz aus den USA und Kanada nicht behaupten 
konnte, 1,78 Millionen Arbeitsplätze weggefallen. 
Die Dunkelziffer ist jedoch aufgrund der begrenz-
ten Reichweite der offiziellen Daten relativ hoch. 
Auch im Industriesektor ist die Bilanz nach 
neun Jahren NAFTA alles andere als rosig. Dort 
stieg die Importquote stetig an, der Anteil des me-
xikanischen Inputs am Endprodukt hingegen ging 
parallel zurück. Das Extrembeispiel sind die maqui-
las. Ganze 3% der Teile, die dort verarbeitet wer-
den, stammen aus mexikanischer Produktion. Der 
Rest wird importiert, um anschließend mit dem 
Stempel hecho en México exportiert zu werden. 
Außerhalb dieses speziellen Wirtschaftssektors 
sieht es jedoch nicht viel besser aus. In Mexiko 
wird immer weniger mit mexikanischen Inputs ge-
fertigt. Allein zwischen 1983 und 1996 ging der 
Anteil von in Mexiko gefertigten Komponenten an 
Exportprodukten von 91% auf 37% zurück.  
Die Hoffnung, dass mexikanische Unternehmen 
als Zulieferer für internationale, in Mexiko produ-
zierende Unternehmen neue Arbeitsplätze generie-
ren können, hat sich demnach zerschlagen. Statt der 
anvisierten wirtschaftlichen Integration ist die Des-
integration der Ökonomie vorangeschritten. Der 
Exportboom konzentriert sich auf einige wenige 
Branchen, die zumeist von transnationalen Konzer-
nen dominiert werden. So entfallen beispielsweise 
20-25% der Exporte auf den Automobilsektor. Die-
ser aber ist weitgehend in den Händen von fünf in-
ternationalen Unternehmen konzentriert. Nicht viel 
anders sieht es in der Computerbranche aus, die 
ebenfalls zu den großen Exporteuren der mexikani-
schen Wirtschaft zählt. Wirtschaftsenklaven haben 
sich gebildet, die keine oder eine verschwindend 
geringe Integration im mexikanischen Markt auf-
weisen.  












































































Quelle: Arroyo Picard (2003: 15). 
 
Lokale Anbieter konnten mit der Konkurrenz oft 
nicht mithalten. Viele wurden von international 
agierenden Unternehmen übernommen oder ver-
schwanden von der Bildfläche. „Positive wirtschaft-
liche Effekte für die mexikanische Industrieproduk-
tion blieben weitgehend aus“, so Arroyo auf der 
ALCA-Tagung der Heinrich Böll Stiftung. Der 
Werbewert Mexikos für die Implementierung der 
ALCA mutiert bei differenzierter Betrachtung der 
NAFTA-Bilanz ins Gegenteil. Verantwortlich dafür 
macht Arroyo die einseitige Ausrichtung der Wirt-
schaft auf den Export. Der Binnenmarkt, angesichts 
einer Bevölkerung von über 100 Millionen Men-
schen durchaus attraktiv, wurde sträflich vernach-
lässigt. Die Kaufkraft der Bevölkerung konnte nicht 
gesteigert werden, und das Lohngefälle zwischen 
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den USA und Mexiko hat sich vergrößert. Der me-
xikanische Arbeiter verdiene elfmal weniger als der 
Kollege in den USA, so Arroyo. Und mit einer 
Umkehr der sinkenden Tendenz rechnet kaum je-
mand. Ernst genommen wird die RMALC von der 
Regierung in Mexiko-Stadt jedoch trotz der wissen-
schaftlich fundierten Kritik nicht. Gespräche mit ih-
ren Vertretern hat es bisher nicht gegeben, obgleich 
der Widerstand gegen die Leitlinien der Regie-
rungspolitik und gegen die Implementierung der 
ALCA wächst.  
3. Lernen von der Nordamerikanischen 
Freihandelszone – das „Kapitel 11“  
Lernen können von den mexikanischen Erfahrun-
gen nahezu alle 31 Staaten Mittel- und Lateiname-
rikas sowie der Karibik. Dies umso mehr, weil er-
hebliche Teile des anvisierten ALCA-Vertrags-
werkes dem NAFTA-Text entnommen sind. Letzte-
rer gilt als Vorbild für die Schaffung des gemein-
samen Marktes von Alaska bis Feuerland mit rund 
800 Millionen Einwohnern. Nahezu wörtlich über-
nommen wurde beispielsweise das Kapitel 11 des 
NAFTA, welches den ausländischen Investoren 
beispiellose Rechte zubilligt.  
Demnach können Konzerne, nicht aber einzelne 
Bürger oder Nichtregierungsorganisationen, Regie-
rungen vor besonderen Schiedsgerichten verklagen. 
Die Argumentation der Konzerne ist gemeinhin die 
Gleiche: Bestimmte staatliche Regulierungen kä-
men einer Enteignung von Privateigentum gleich, 
so dass die Geschädigten Anspruch auf Schadenser-
satz hätten. Mindestens 15 Fälle mit einem Streit-
wert von rund US$ 13 Mrd. wurden bisher vor den 
Schiedsgerichten der nordamerikanischen Freihan-
delszone verhandelt. In den vorliegenden Fällen sind 
es aber keine Entschädigungen aus Enteignungen, 
die von den Unternehmen eingeklagt wurden, son-
dern Entschädigungen für zu erwartende zukünftige 
Gewinne – ein feiner, aber elementarer Unterschied.  
Im ersten NAFTA-Verfahren zu Kapitel 11 ging 
es um einen Treibstoffzusatz. Die U.S. Ethyl Cor-
poration klagte gegen die kanadische Zentralregie-
rung wegen eines Gesetzes zum Schutze von Ge-
sundheit und Umwelt (allerdings zu einem Zeit-
punkt als das neue Regelwerk noch nicht einmal in 
Kraft getreten war, sondern noch auf seine Verab-
schiedung wartete). Aber auch den besagten Treib-
stoffzusatz gab es zu diesem Zeitpunkt nicht – er 
war noch gar nicht entwickelt worden. Gleichwohl 
reichte der US-Konzern Klage ein und forderte 
Schadensersatz in Höhe von US$ 201 Mio. Die ka-
nadische Regierung lenkte ein, zog das Gesetz zu-
rück und zahlte US$ 13 Mio. aus dem Steuersäckel. 
Schlagzeilen machte auch der Fall der mexika-
nischen Gemeinde Guadalcazar, die sich weigerte, 
dem US-amerikanischen Entsorgungskonzern Me-
talclad die Genehmigung für den Bau einer Müll-
deponie zu geben. Ein Umweltgutachten im Auftrag 
des Konzerns wurde erstellt, das aber von Umwelt-
organisationen in Frage gestellt wurde. Geologische 
Gutachten hatten ergeben, dass die Verseuchung 
des Trinkwassers nicht auszuschließen sei. Wenig 
später wurde die Region vom Gouverneur zum spe-
ziellen Schutzgebiet erklärt, um die lokale Biodi-
versität zu erhalten. Daraufhin klagte Metalclad vor 
dem Schiedsgericht. Die unabhängigen Richter ga-
ben dem Konzern Recht: US$ 16,7 Mio. Schaden-
ersatz wurden Metalclad zugesprochen, das US$ 
90 Mio. verlangt hatte. Das Schiedsgericht wertete 
sowohl die Verweigerung der Baugenehmigung 
durch die Gemeinde als auch die spätere Einrich-
tung des Naturschutzgebietes als „indirekte“ Ent-
eignung und damit als Verletzung des Kapitel 11 
des Vertrages. 
Die mexikanische Regierung, die in Revision 
ging, erreichte zwar eine Reduzierung der zu leisten-
den Schadensersatzsumme auf US$ 15,9 Mio., zahlte 
dann jedoch die Summe ohne, wie angekündigt, die 
nächst höhere Instanz anzurufen. 
Gesundheits- und Umweltinteressen der lokalen 
Bevölkerung wurden demnach den Konzerninteres-
sen untergeordnet, womit ein tiefer Eingriff in die 
mexikanische Rechtssprechung einhergeht. Das 
Schiedsgericht befand, dass die Gemeindeverwal-
tung ihre Kompetenzen überschritten habe und dass 
allein die Nationalregierung für die Genehmigung 
von Sondermülldeponien verantwortlich sei. Eine 
Begründung, die angesichts der komplizierten 
Rechtslage, die von der mexikanischen Regierung 
dargelegt wurde, nur überraschen kann.  
Dies sind zwei Beispiele, die illustrieren wie tief 
das Kapitel 11 in nationale Rechtsprechung eingrei-
fen kann. Übergeordnetes Ziel dieses Kapitels ist 
es, das Prinzip der „Inländergleichbehandlung“ zu 
verankern, das heißt, ausländische Investoren sollen 
die gleichen Rechte einfordern können wie die nati-
onale Konkurrenz. 
Doch darüber hinaus enthält das Kapitel zahlrei-
che Bestimmungen, die den Bewegungsspielraum 
der nationalen Regierungen einschränken. Kapital-
verkehrskontrollen sind genauso untersagt wie die 
Verwendung von Vertragsklauseln beim Zustande-
kommen von Direktinvestitionen, die die nationale 
Wirtschaft stärken – so zum Beispiel die Verpflich-
tung, mit nationalen Rohstoffen und Zulieferpro-
dukten zu produzieren. Zudem wird den Vertrags-
partnern in besagtem Kapitel nahegelegt, die Um-
weltgesetzgebung sowie die arbeitsrechtlichen Be-
stimmungen zu flexibilisieren, um ausländische In-
vestoren anzulocken. 
US-amerikanischen Unternehmen winkt ein 
immenser Zugewinn an Bewegungsfreiheit in La-
teinamerika, urteilte auf der Tagung der Böll-
Stiftung Barbara Fritz, Ökonomin am Institut für 
Iberoamerika-Kunde in Hamburg. Für Sandra Quin-
tela, Wirtschaftswissenschaftlerin am brasilianischen 
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Institut für politische Alternativen für den Cono Sur, 
steht mit den ALCA-Verträgen hingegen die Privati-
sierung des Staates zur Disposition. 
4. Dienstleistungen – kommt die  
öffentliche Infrastruktur unter den Hammer? 
Für die Ökonomin ist es nicht nur das Kapitel 11, 
welches die Souveränität der Länder Lateinameri-
kas und der Karibik untergräbt, sondern auch die 
anvisierte Liberalisierung der Dienstleistungen. 
Diese betrifft nicht nur den Telekommunikations- 
oder Finanzsektor, sondern aufgrund der sehr 
schwammigen Definition von Dienstleistungen in 
den vorliegenden ALCA-Bestimmungen auch öf-
fentliche Infrastruktur wie das Gesundheits- und Bil-
dungssystem oder die Wasser- und Stromversorgung. 
Soziale Grundrechte, die in Jahrzehnten erkämpft 
und vielerorts noch nicht einmal umgesetzt wurden, 
würden zu handelbaren Gütern verkommen, warnt 
Quintela. 
Entsprechende Vertragsdetails sind weder in den 
potentiell betroffenen Ländern noch darüber hinaus 
bekannt. Doch sowohl der Bildungs- als auch der 
Gesundheitssektor sind potentiell interessante Märk-
te für US-amerikanische Konzerne, die über Erfah-
rung in diesem Bereich verfügen. Mehrere US-
Konzerne, unter anderem Aetna International und 
American International Group, sind bereits im Ge-
sundheitssektor in Lateinamerika aktiv, und distance 
learning ist aus der Perspektive amerikanischer Bil-
dungsanbieter eine erfolgversprechende Zukunftsop-
tion. Der Zugang zu öffentlichen Telekommunikati-
onseinrichtungen, in den ALCA-Vorlagen von den 
USA gefordert, ist für die Fernstudienanbieter somit 
eine Tür in den Markt. Widersprüchlich ist, dass die 
US-Regierung zwar von der Privatisierung der öf-
fentlichen Dienstleistungen verbal Abstand nimmt, 
aber bisher nicht bereit war, den Vertragsentwurf 
entsprechend zu modifizieren. 
Für die lateinamerikanische Bevölkerung drohen 
hingegen in der Verfassung garantierte, wenn auch 
oftmals in der Realität nur begrenzt eingehaltene 
Grundrechte quasi per Federstrich entsorgt zu wer-
den. Denn bei einer Privatisierung der entsprechen-
den Institutionen ist es relativ unrealistisch davon 
auszugehen, dass die Verantwortung für Bildung 
und Gesundheit nicht auf den Einzelnen abgewälzt 
wird, urteilt Alberto Arroyo vom RMALC.  
5. Die Landwirtschaft –  
Fliegengewicht gegen gedoptes Schwergewicht  
Der wundeste Punkt der Liberalisierungsagenda im 
Rahmen der ALCA ist aus Perspektive Lateiname-
rikas die Landwirtschaft. Sie ist in vielen Ländern 
nach wie vor der wichtigste Arbeitgeber und bietet 
unter Arbeitsmarktgesichtspunkten mehr Perspekti-
ven als so manch andere Branche. Deshalb ist die 
Landwirtschaft ein äußerst sensibles Terrain, das 
jedoch von den USA bewusst aus den ALCA-
Verhandlungen herausgenommen wurde und im 
Rahmen des WTO-Agrarabkommens gelöst werden 
soll. Doch für die Alianza Social Continental ist die 
Agrarfrage entscheidend, und das Beispiel Mexikos 
illustriert nur zu gut wie es aussieht, wenn Klein-
bauern plötzlich mit großen, industriell produzie-
renden Agrarunternehmen konkurrieren sollen. Me-
xikos Landwirte verfügen über durchschnittlich 1,8 
Hektar, während es in den USA 29 Hektar sind. Sie 
werden laut OECD-Angaben mit US$ 45 pro Hektar 
subventioniert, während es in den USA durchschnitt-
lich US$ 120 sind.  
Die Folgen dieser ungleichen Konkurrenz sind 
offensichtlich. Der mexikanische Maisimport aus 
den USA hat sich von durchschnittlich 2,15 Millio-
nen Tonnen auf 5,33 Millionen Tonnen mehr als 
verdoppelt. 500.000 mexikanische Maisbauern ver-
loren so ihr Auskommen. Bei den Bohnen sieht es 
nicht viel anders aus. Der Verlust an Arbeitsplätzen 
im Agrarsektor ist längst alarmierend. Mexiko ver-
liert langsam die Fähigkeit, sich selbst zu ernähren, 
die es noch zu Beginn der 70er Jahre hatte. Von 
Jahr zu Jahr steigt die Importquote an Grundnah-
rungsmitteln und mit der Einführung der Nordame-
rikanischen Freihandelszone hat sich das Tempo 
rapide verschärft, urteilen die Agrarökonomen Ma-
nuel Gómez und Rita Schwentesius Rindermann in 
einer Studie.  
Mexiko ist schlicht nicht in der Lage, mit der 
hochindustrialisierten US-Landwirtschaft mitzuhal-
ten, weil es gar nicht die Subventionen aufbringen 
könne, die die USA investieren, erklärt Alberto Ar-
royo. Seit der Verabschiedung eines neuen US-
Agrargesetzes im Mai 2002 erhält jeder Bauer und 
jede Bäuerin jährlich US$ 20.000 an Subventio-
nen.1 Doch die Exportsubventionen, die das Dum-
ping erst ermöglichen, mit dem die Konkurrenz im 
Süden endgültig kaputt gemacht wird, sind in dieser 
Summe nicht enthalten. Das Geflecht von indirek-
ten und direkten Subventionen ist kaum zu durch-
schauen – Fakt ist jedoch, dass nicht nur Mexikos 
Bauern, deren Unterstützung von Seiten des Staates 
eher rückläufig ist, dieser Konkurrenz nicht ge-
wachsen sind. Dies hat auch die Weltbank jüngst 
indirekt bestätigt. In einer Studie stellte sie fest, 
dass die ländliche Armut heute größer sei als bei 
                                                     
1 Die Angaben beziehen sich auf die durchschnittlichen 
Flächenangaben der landwirtschaftlichen Betriebe in 
den USA bzw. Mexiko und deren Förderung über 
Subventionen in Gómez Cruz/ Schwentesius Rinder-
mann (2003): 5. Die Autoren beziehen sich wiederum 
auf OECD-Angaben von 2002, die nicht den neuen 
US-amerikanischen Farm Bill vom Mai 2002 beinhal-
ten. Sprich die USA haben ihre Subventionspraxis ver-
ändert, was in den OECD-Angaben natürlich noch 
nicht berücksichtigt worden ist. 
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der Unterzeichnung des Abkommens (Banco Mun-
dial 2002: 12f.). 
Schutz vor dem doppelten Agrarprotektionismus 
bietet die ALCA natürlich nicht. Doch der Subven-
tionsabbau allein würde ohnehin nicht ausreichen. 
„Das Dogma der Exportorientierung sorgt nämlich 
auch für die Umwidmung von Anbauflächen für Ex-
portprodukte“, so Luz Francisca Rodríguez Huerta. 
Die Chilenin ist Präsidentin des Nationalen Ver-
bandes der Landfrauen und indigenen Frauen Chi-
les (ANAMURI) und kämpft für die Ernährungs-
souveränität. Darunter versteht ihre Organisation 
und das übergeordnete Netzwerk Vía Campesina 
das Recht der Völker, ihre eigene Nahrung anzu-
bauen und die Ernährungskultur zu erhalten. Mit 
dem Anbau im Dienste transnationaler Konzerne, 
die in Chile beispielsweise Äpfel und Schnittblu-
men produzieren lassen, ist das kaum vereinbar, 
doch Hungern müsste dann in Chile niemand mehr, 
ist sich die resolute Frau sicher. Chile kann sich ge-
nauso wie Mexiko gut selbst ernähren, doch die 
Bedingungen für eine Landwirtschaft im nationalen 
Interesse der Produzenten wie Konsumenten sind 
aufgrund der bestehenden Wirtschaftsordnung nicht 
gegeben. Dazu gehören auch die Interessen der 
großen Saatgutkonzerne wie Monsanto, Dupont 
oder Bayer, die einer ökologisch nachhaltigen 
Landwirtschaft, für die Frau Rodríguez eintritt, ent-
gegenstehen. In der Patentierung von Saatgut, das 
in Generationen gewonnen wurde, und dessen gene-
tischer Manipulation sieht Rodríguez eine der größ-
ten Gefahren für die lateinamerikanischen Bauern. 
Erste Konsequenzen lassen sich in Mexiko stu-
dieren. Traditionelle Maissorten verschwinden, An-
bauflächen veröden oder werden von Kulturen aus-
gelaugt, die nicht auf die Bodenverhältnisse abge-
stimmt sind, wie Ölpalmen oder Eukalyptusplanta-
gen. 


















Quelle: Aguilar (2001: 78). 
 
6. Soziale, ökologische und nachhaltige 
Leitplanken für den Neoliberalismus 
Für viele der in der Alianza vertretenen Kritiker ist 
der ALCA-Vertragstext nichts anderes als „eine neue 
Verfassung für unsere Länder, die Verfassung der 
multinationalen Konzerne“, so Alberto Arroyo. Die 
wird aber nicht von einer verfassungsgebenden Ver-
sammlung erarbeitet, an der ein breites Spektrum der 
Bevölkerung partizipiert, sondern unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit verhandelt, so die Kritik der Alian-
za. Verhandlungsprozess und Modalitäten seien zu-
tiefst undemokratisch und mit tiefen Eingriffen in die 
Souveränität der Staaten verbunden. Der Spielraum 
für politische und soziale Sonderwege wird systema-
tisch verstellt, da das ALCA-Regelwerk bis in die 
letzte Institution, die Gemeinde, greifen soll. Der 
Staat, an den sich die Alianza mit ihren Alternativ-
vorschlägen wendet, wird systematisch seiner Mög-
lichkeiten beraubt, regionale wie nationale Entwick-
lungspolitik zu gestalten. Eine nachhaltige ressour-
censchonende Entwicklung ist im Rahmen der AL-
CA-Vereinbarungen ohnehin nicht zu denken, so die 
Alianza in ihrer Analyse. Deren Ziel ist es, den nega-
tiven ALCA-Perspektiven positive entgegenzuset-
zen. Es geht der ASC nicht um die Verhandlung und 
Modifizierung des ALCA-Vertragswerkes, sondern 
um ein Gegenmodell, das Regeln für ein anderes so-
zialeres und lebenswerteres Amerika schafft, wie es 
der Slogan Sí al la vida. No al ALCA. Otra América 
es posible illustriert. 
Leitplanken, Regeln und Richtlinien, um den 
Markt in ein sozialverträgliches Korsett zu stecken 
statt ihm blind zu vertrauen, wie es Mexikos NAF-
TA-Chefunterhändler Herminio Blanco tat, hat das 
Netzwerk zusammengestellt. Die Regeln sollen den 
Neoliberalismus formen, und nicht der Neolibera-
lismus die Länder Lateinamerikas und der Karibik. 
Arbeitsrechte, Sozial- und Umweltstandards, die 
Respektierung und Implementierung internationaler 
Konventionen und die Menschenrechte ersten, 
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zweiten sowie dritten Grades bilden die Stangen 
dieses Korsetts. So sollen beispielsweise 20% des 
Regierungsetats in Sozialprogramme fließen. Doch 
das Programm erschöpft sich beileibe nicht in der 
Ablehnung neoliberaler Regeln, sondern versucht 
auch Zukunftsoptionen zu definieren, um den An-
schluss Lateinamerikas an die Wissensgesellschaft 
des 21. Jahrhunderts herzustellen. Die anvisierte 
Steigerung der Nutzung alternativer Energiequellen 
ist dafür genauso ein Beispiel wie die Verbesserung 
der staatlichen Infrastruktur im Bildungsbereich. 
Das Programm versucht Regeln zu schaffen, die 
Raum für Entwicklung lassen, die der Bevölkerung 
zugute kommt. Mit diesem Ansatz sind die Alterna-
tivas quasi sowohl Struktur- als auch Konjunktur-
programm für die Staaten Lateinamerikas, denn all 
diese Anregungen können Arbeitsplätze schaffen 
und die Basis für die Zukunft des Kontinents bilden.  
7. Die Hoffnung globalisieren statt den Markt – 
aber wie? 
Nur wer soll dieses Programm umsetzen? Als An-
sprechpartner wird in den Alternativas immer wieder 
der Staat genannt. Doch der Staat war es auch, der ab 
Mitte der 80er Jahre die orthodoxe Neoliberalisie-
rung in Lateinamerika vorantrieb – von Land zu 
Land zwar in unterschiedlichem Tempo, aber konti-
nuierlich. Der Staat ist es auch, der in vielen Ländern 
des Kontinents der panamerikanischen Freihandels-
zone ALCA oft recht freundlich entgegenblickt. Und 
selbst dort, wo liberalisierungskritische Stimmen 
Einfluss im Staat haben, sei es in Ekuador, Venezue-
la oder Brasilien, werden Spielräume längst nicht 
immer genutzt. Der Appell an die nationalen Institu-
tionen, ihre Aufgabe als Entwicklungsagenturen end-
lich zu beginnen, verklang oftmals ungehört. Und die 
Tradition und den politischen Willen, das nationale 
Instrumentarium für Entwicklung und Fortschritt 
einzusetzen, gibt es nur in sehr wenigen Staaten wie 
etwa Costa Rica. Auch deshalb ist das ALCA-
Projekt in vielen Ländern kaum ein Thema in den 
nationalen Kommunikationsmitteln. Viele Publikati-
onen erwecken eher den Eindruck, dass die Freihan-
delszone von Alaska bis Feuerland schon beschlos-
sene Sache sei. Mehr als die Mahnung an die Unter-
nehmer des Landes, sie müssten sich nun dringend 
auf den gemeinsamen Markt vorbereiten, ist dort oft 
nicht zu lesen.  
Woher sollen der Druck, die öffentliche Diskus-
sion und der potentielle Wandel in der Politik zahl-
reicher Regierungen also kommen? Die ALCA-
Befürworter sind bereits auf der Zielgeraden ange-
kommen, die Gegner haben noch nicht einmal die 
Schuhe zur Stadionrunde geschnürt – so scheint es 
zumindest. Und selbst dort wo sich etwas bewegt, 
wie in Brasilien, ist es noch nicht gelungen, die öf-
fentliche Meinung im gewünschten Umfang zu mo-
bilisieren. 
Liegt es daran, dass die Alianza Social Conti-
nental doch heterogener ist, als das kräftig artiku-
lierte „wir“ glauben machen will? Diese Vermutung 
äußerte auf der Tagung der Heinrich-Böll-Stiftung 
Hans-Jürgen Burchardt vom Institut für Iberoame-
rika-Kunde in Hamburg. Die Unterschiede zwi-
schen den 34 ALCA-Kandidaten sind immens, und 
lange nicht alle Länder sind in der Alianza präsent. 
Auch die denkbaren Auswirkungen der Freihan-
delszone sind von Land zu Land unterschiedlich. So 
könnte ein kleineres rohstoffexportierendes Land 
wie Peru von der ALCA unter Umständen profitie-
ren, während Argentinien oder Brasilien, beides 
Länder mit industrieller Struktur und relativ großen 
Binnenmärkten, unter der Konkurrenz aus dem 
Norden zu leiden hätten. Derartige Widersprüche 
innerhalb der Allianz gilt es aufzuarbeiten, um auf 
der Zielgeraden doch noch Gestaltungsmacht zu 
entwickeln, rät Burchardt. 
Die Verhinderung der ALCA in allen Punkten, 
die sich die Allianz auf die Fahne geschrieben hat, 
scheint angesichts des derzeitigen Kräfteverhältnis-
ses wenig realistisch. Verhandlungen lehnt die Ali-
anza aber bisher kategorisch ab. Doch das scheint 
die einzige Alternative zu sein angesichts des feh-
lenden Drucks von unten. Um diesen aufzubauen, 
bleibt dem Bündnis nur noch relativ wenig Zeit. 
Auffällig ist beispielsweise, dass der Schulter-
schluss zu den Parlamenten bisher noch nicht ge-
glückt ist. Sie wären jedoch ein nahe liegender Ver-
bündeter, denn ihre Aufgaben und Gestaltungsmög-
lichkeiten werden durch die potentiellen ALCA-
Bestimmungen ausgehöhlt. Weder in Mexiko noch 
in Argentinien, Kolumbien oder Ekuador ist eine 
enge Kooperation zwischen den hinter der Allianz 
stehenden nationalen Organisationen und den ge-
wählten Volksvertretern sichtbar. Einzig in Brasi-
lien und den USA lässt sich derartiges beobachten, 
während in anderen Staaten die nationalen Kam-
pagnen gegen die ALCA nicht so recht vom Fleck 
kommen.  
Ob daran die vielen, oft gut gemachten Materia-
lien der Anti-ALCA-Kampagne etwas ändern kön-
nen, steht in den Sternen. Ursprünglich sollten die 
Ergebnisse der Consulta Popular, einer Meinungs-
befragung der Bürger Lateinamerikas zur ALCA, 
Ende November am Rande des Treffens der Han-
delsminister in Miami präsentiert werden. Doch 
viele Länder hinken mit den Vorbereitungen der 
Consulta hinterher, und so ist zu erwarten, dass der 
Termin verschoben wird.  
Die nächste Chance, sich in Szene zu setzen, hat 
die Alianza im September in Cancún. Dort tagt die 
WTO-Verhandlungsrunde und das Motto der Akti-
vitäten, das auch die Allianz mitträgt, ist es „die 
WTO zum Entgleisen zu bringen“. Ideales Terrain 
für die Alianza Social Continental, um Werbung für 
die eigene Sache zu machen. 
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